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Zu Beginn werde ich kurz – vor dem Hintergrund einer De-
mokratie, die sich in der Krise befindet – einige der wichtigs-
ten Argumente zur Rolle sozialer Medien skizzieren. Davon 
ausgehend werde ich einen Blick auf soziale Medien als Teil 
unseres Alltagslebens werfen. Wichtig ist dieses kontextu-
alisierende Verständnis vor allem, wenn wir die politische 
Funktion sozialer Medien analysieren möchten.

Anschließend widme ich mich der Idee von politischer Par-
tizipation durch Medien, als einer wichtigen Dimension der 
Problemstellung. Schließlich komme ich auf etwas zu spre-
chen, das ich als Web-Logiken bezeichne – grundlegende Ei-
genschaften, die den Charakter sozialer Medien formen.

Umstrittene ArgUmentAtionen
Darin, dass sich die Demokratie in den westlichen Gesell-
schaften in ernsten Schwierigkeiten befindet, stimmen die 
meisten BeobachterInnen überein. Verschiedene Ansichten 
gibt es hingegen darüber, weshalb dies der Fall ist und was 
angesichts dessen zu tun sei. Offensichtlich sind der Angriff 
des Neoliberalismus und dessen Marktorientierung, die mit 
der Globalisierung und einem Rückgang der relativen staat-
lichen Macht einhergehen, von zentraler Bedeutung für das 
Verständnis der demokratischen Missstände. Der korrum-
pierende Einfluss von Vermögensinteressen auf die Politik ist 
ebenfalls ein Schlüsselfaktor. Daneben gibt es viele verschie-
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Über Rolle und Bedeutung sozialer Medien für die Demokratie wird unvermindert intensiv debattiert und geforscht, vor 
allem was die Bürgerbeteiligung in der Politik anbelangt. Diskussionen dazu tragen häufig entweder einen optimistischen 
oder einen pessimistischen Charakter, wobei Forschungsergebnisse scheinbar beide Argumentationen belegen können. 
Andere Stimmen wiederum mahnen bei diesem Thema zu weniger Leidenschaft und mehr Realismus. Der vorliegende 
Aufsatz teilt letztere Ansicht. Er betont jedoch auch, dass es zuweilen nicht ganz einfach ist, realistisch zu sein: Um die 
Wirkung sozialer Medien zu verstehen, müssen wir sie in ihren sozialen Kontexten betrachten. Auch wenn dies kompli-
ziert sein kann, erweist es sich doch als die beste Vorgehensweise. In diesem Aufsatz wird aus einer kontextualisierenden 
Perspektive heraus versucht, sowohl das demokratische Potenzial als auch die Grenzen sozialer Medien auszuloten. Dies 
schließt das Verständnis dessen mit ein, wie soziale Medien in unser tägliches Leben integriert sind. Deshalb werden Art 
und Weise (medial) vermittelter politischer Partizipation ebenso beleuchtet wie einige technische und soziale Merkmale, 
die den Charakter sozialer Medien formen. 

Peter DAhlgren

Verbessern soziAle meDien Die 
DemokrAtische PArtiziPAtion?
beDeUtUng UnD schwierigkeiten einer reAlistischen einschätzUng

Die Bedeutung der sozialen Medien für Demokratie und 
Partizipation ist ein immer wichtigeres Thema in der öffent-
lichen Debatte und in der Forschung geworden. Bis heute 
spiegeln sich dort Diskussionen wider, die Mitte der 1990er 
Jahre geführt wurden. Damals wurde das Internet zu einem 
Massenphänomen. Die Diskussionen in Zeiten des Web 2.0 
sind jedoch viel komplexer, weil die Medienlandschaft sich 
rasant weiter entwickelt hat. Zudem sind die heutigen De-
batten geprägt durch sich scheinbar widersprechende For-
schungsergebnisse, die sowohl die enthusiastische als auch 
die skeptische Haltung zu sozialen Medien stärken. Andere 
Stimmen wiederum argumentieren, dass Emotionalität bei 
diesem Thema vermieden werden und man stattdessen «re-
alistisch» sein sollte. 

 Während ich vollkommen damit übereinstimme, dass wir 
uns bemühen sollten, so realistisch wie möglich zu sein, ist 
es nicht immer leicht, diesen Realismus in der Praxis umzu-
setzen. Das liegt darin begründet, dass soziale Medien nicht 
in einem sozialen Vakuum agieren. Ihre Bedeutung und Wir-
kung sind viel mehr kontextabhängig. Auch wenn wir letzten 
Endes keine endgültigen Schlüsse werden ziehen können, 
so bietet eine kontextabhängige Perspektive doch eine viel 
bessere Chance, Potenziale und Grenzen sozialer Medien re-
alistisch einzuschätzen und sie als demokratische Kraft zu 
nutzen.
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dene, oft informelle Mechanismen der Exklusion, mit denen 
die politische Wirkungskraft der BürgerInnen ausgehöhlt 
werden. Andere Stimmen verweisen auf einen zügellosen In-
dividualismus und eine verminderte Solidarität oder auch auf 
eine wachsende soziale und kulturelle Heterogenität als Ur-
sache. Während die jeweiligen nationalen Erzählungen vari-
ieren, wird das demokratische Defizit in der EU dennoch von 
den meisten BürgerInnen der Mitgliedsstaaten als solches 
erkannt. Generell besteht Konsens darüber, dass die Vitalität 
und vielleicht sogar das Überleben der Demokratie nicht als 
sicher gelten können. Ironischerweise ist dies insbesondere 
seit dem Zusammenbruch des Kommunismus der Fall.

Zu den Schwierigkeiten, denen das demokratische System 
ausgesetzt ist, gehört ein allgemeiner Rückgang zivilgesell-
schaftlichen Engagements. Die Loyalität gegenüber Parteien 
nimmt ab und ebenso die Beständigkeit im Abstimmungs-
verhalten. BürgerInnen reagieren zunehmend mit Zynismus 
und einem Gefühl der Machtlosigkeit. Gleichzeitig erhalten 
alternative, sich außerhalb des parlamentarischen Systems 
positionierende politische Projekte wachsenden Zulauf und 
es entstehen allerorten Protestparteien, vor allem der Rech-
ten. Dies schließt auch ideologisch gemischte Gruppierun-
gen wie die Piratenpartei mit ein. Verglichen mit der Anzahl 
von BürgerInnen, die sich auf vielfache Weise aus der Main-
streampolitik ausgeklinkt zu haben scheinen, muss man al-
lerdings feststellen, dass die Zahl der dort aktiven Menschen 
meistens recht gering ist.

Wir scheinen komplett von sozialen Medien umgeben zu 
sein. Es überrascht daher nicht, dass einige AnalystInnen 
(die enthusiastische Fraktion) hierin eine Art Schnell-Stabi-
lisator für die Demokratie sehen. Die SkeptikerInnen hinge-
gen sind der Ansicht, soziale Medien würden zu keinen wirk-
lichen Veränderungen führen und könnten im Gegenteil gar 
schädlich für die demokratische Entwicklung sein. Werfen 
wir doch einen Blick auf die wichtigsten Argumente.

Die EnthusiastInnen feiern die Tatsache, dass soziale Me-
dien horizontale, zivilgesellschaftliche Kommunikation för-
dern und Individuen und Gruppen miteinander in Kontakt 
bringen können. Auch sind die neuen, mit dem Web 2.0 ver-
bundenen Technologien sehr preiswert und einfach zu hand-
haben. Dies ermöglicht ein großes Maß an kreativer Betei-
ligung. Die EnthusiastInnen verweisen außerdem darauf, 
dass den sozialen Medien angesichts von Debatten, bei de-
nen häufig politische und persönliche Bereiche miteinander 
verbunden werden, eine Schlüsselrolle in der Meinungsbil-
dung zukommt. In den sozialen Medien können politische 
Themen schnell «ausbrechen», indem Engagement mobili-
siert wird oder Themen «viral» werden. Vor allem für jene, die 
im alternativen Politikbereich aktiv sind, sind soziale Medien 
eine unermessliche Ressource. Und tatsächlich wird auch 
argumentiert, dass viele Aktivitäten sozialer Bewegungen, zi-
vilgesellschaftlicher Bündnisse, Nichtregierungsorganisatio-
nen oder anderer Akteure ohne die Hilfe dieser Medien nicht 
einmal existieren würden.

Überdies können soziale Medien dafür sorgen, dass Men-
schen eigene Kompetenzen, im Sinne von Empowerment, 
erfahren. Immer mehr BürgerInnen engagieren sich sogar 
in Aktivitäten, die dem Journalismus ähneln. Nicht zuletzt 
zeichnen sich die Ausdrucksformen in den sozialen Medien 
durch eine große Vielfalt aus und sind nicht an eine strikt ra-
tionale Form gebunden. Dadurch wird es möglich, dass vie-
le verschiedene Stimmen in verschiedenen Tonlagen Gehör 
finden.

Die SkeptikerInnen kontern hingegen mit dem Fakt, dass 
der Zugang zum Internet im Allgemeinen und zu sozialen 
Medien im Besonderen, nicht per se dazu führt, dass Men-
schen sich politisch engagieren. Denn politisches Partizipie-
ren basiert auf einem Wechselspiel vieler weiterer Faktoren. 
Außerdem steht Politik für gewöhnlich ganz weit unten auf 
der Liste der Aktivitäten, für die soziale Medien genutzt wer-
den. Und angesichts des intensiven Wettbewerbs um Auf-
merksamkeit sind Menschen im Internet auch tatsächlich 
mit einer scheinbar unendlich großen Zahl von Möglichkei-
ten konfrontiert, wie sie mit Informationen, Konsum, Enter-
tainment, geselligem Beisammensein und weiteren Erfah-
rungen umgehen. Die meisten dieser Möglichkeiten haben 
jedoch nichts mit Politik zu tun. Und BürgerInnen können, 
wenn sie erst einmal online sind, auch ohne Weiteres in die 
Rolle von KonsumentInnen wechseln.

Weiter argumentieren die SkeptikerInnen, dass bedauerli-
cherweise auch Mobbing und Schikane im Netz sehr verbrei-
tet sind und so zuweilen Stimmen zum Schweigen gebracht 
werden. Darüber hinaus können soziale Medien in autoritä-
ren Regimen auch für die politische Kontrolle genutzt wer-
den. Erst kürzlich ist uns bewusst geworden, wie stark selbst 
demokratische Regierungen die sozialen Medien zur politi-
schen Überwachung nutzen.

Knapp umrissen sind dies einige Hauptargumente beider 
Lager. Wenn wir die etwas plumpe Frage stellen: «Können 
soziale Medien die Demokratie sichern?», muss die Antwort 
ein deutliches «Nein» sein. Denn das Dilemma der Demo-
kratie besteht nicht in einem Mangel aus Bildschirmen oder 
Tastaturen. Wenn wir uns allerdings vor Augen führen, wie 
tief greifend soziale Medien auf andere Sphären des sozia-
len Lebens einwirken, wäre es verwunderlich, wenn soziale 
Medien nicht ebenso in die Sphäre der Politik hineinwirken 
würden. Der erste Schritt zur Stärkung einer realistischen 
Perspektive besteht daher in der Annahme, dass sowohl 
EnthusiastInnen als auch SkeptikerInnen in gewisser Wei-
se ihre Erkenntnisse überbewerten. Im Folgenden soll die-
se Vermutung ein wenig genauer unter die Lupe genommen 
werden.

ein bestAnDteil Des AlltAgslebens
Das Web als Sammelbegriff umfasst nicht zuletzt das, was 
wir als soziale Medien bezeichnen. Letztere sind meist der 
relevanteste Aspekt des Internets in Bezug auf Partizipation. 
Doch die häufige Verwendung des Begriffs «soziale Medi-
en» lenkt von der Tatsache ab, dass eine Vielzahl technischer 
Plattformen zu verschiedenen Zwecken verwendet werden 
kann. Deshalb müssen wir sehr genau sein, wenn wir über 
soziale Medien sprechen. Und wir müssen vorsichtig sein, 
wenn wir Schlussfolgerungen aus einer bestimmten Form 
ziehen, obwohl die Fakten auf einer anderen Form beruhen.

Facebook bietet für Diskussionen beispielsweise vielfäl-
tigere Kommunikationsmöglichkeiten als Twitter. Twitter ist 
jedoch viel nützlicher, um Kurzbotschaften, etwa beim Ko-
ordinieren einer großen Demonstration, sehr schnell an eine 
große Personenzahl zu versenden. Im Gegensatz dazu kann 
YouTube unter anderem dazu genutzt werden, politische Ver-
anstaltungen direkt audiovisuell zu dokumentieren, während 
Blogs sich eher für das Präsentieren einer persönlichen po-
litischen Sichtweise eignen. Der Kontext der jeweiligen Nut-
zung spielt eine besondere Rolle.

Soziale Medien haben ein Umfeld geschaffen, in dem 
mehr und mehr Menschen viel Zeit mit einer Vielzahl von Ak-
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tivitäten verbringen. Das reicht von der sozialen Interaktion 
mit Freunden bis hin zum Bloggen von Klatsch und Tratsch, 
von der Suche nach Musik bis zur Suche nach Nachrichten, 
vom Einkaufen bis zum Finden eines Partners oder einer Part-
nerin. Soziale Medien sind zu Websites geworden, deren 
Existenz uns selbstverständlich erscheint und in die ein im-
mer größer werdender Teil des Alltagslebens eingebettet ist. 
Und obwohl wir zwischen On- und Offline-Kontexten noch 
immer einen Unterschied machen können und auch sollten, 
ist unser Alltagsleben abhängig von deren Verflochtenheit. 
Diese Eigenschaft ist besonders wichtig für das Thema der 
Partizipation: Denn soziale Medien, so scheint es, können ei-
nen viel leichteren Zugang zu Politik bieten.

Derartige Medien verstärken zudem die Vernetzung als 
Form der sozialen Organisation. Netzwerke sind wichtig, 
weil sie horizontale Kommunikation ermöglichen. Menschen 
und Organisationen können sich direkt miteinander vernet-
zen, um Informationen auszutauschen, sich gegenseitig Un-
terstützung anzubieten, sich zu organisieren, zu mobilisieren 
oder kollektive Identitäten zu stärken. Netzwerke bieten eine 
Kommunikationsstruktur, die für nicht-hierarchische, demo-
kratische soziale Beziehungen gut geeignet ist. Netzwerke 
sind niemals völlig statisch. Sie befinden sich, als Reaktion 
auf interne und externe Effekte, in ständiger Entwicklung 
und passen sich an, wenn Situationen sich ändern. Bezogen 
auf das Engagement innerhalb einer Demokratie ist diese 
Anpassungsfähigkeit natürlich von großer Bedeutung.

Nicht zuletzt kann das vermittelte Terrain des sozialen Le-
bens als etwas verstanden werden, das sich permanent in 
Bewegung befindet, mit konstanten Neuerungen, sowohl 
was den Inhalt als auch was die Form angeht. Sich selbst 
täglich in dieses intensive dynamische Milieu zu begeben, 
heißt, sich an eine Kultur des ununterbrochenen Wandels 
anzupassen – auch wenn die NutzerInnen selbstverständ-
lich ihre eigenen stabilisierenden Routinen im Umgang mit 
dem Internet entwickeln. Soziale Medien bringen häufig ei-
ne dramatische Erweiterung des persönlichen Bezugsrah-
mens von Menschen mit sich. Das kann bereichernd sein, 
aber auch Stress erzeugen. Letzteres Phänomen ist auch als 
FOMO (Fear Of Missing Out – Deutsch etwa: Angst, etwas zu 
verpassen) bekannt. Kurz gesagt, die Verflechtung sozialer 
Medien mit Schauplätzen des Alltags ist beides: sowohl stär-
kend als auch ablenkend. 

Die meDiAl Vermittelte PArtiziPAtion 
UnD ihre DynAmiken
Während es in diesen Tagen schwieriger sein kann, sicher 
zu definieren, was «Politik» ist (angesichts zahlreicher neuer 
Formen die sie annimmt, einschließlich persönlicher Politik, 
Einzelthemenpolitik, Lebenspolitik, Lifestyle-Politik, Kultur-
politik, Identitätspolitik und so weiter), muss politische Parti-
zipation an einem bestimmten Punkt mit den Machtverhält-
nissen in Berührung kommen. Diese Machtdimension ist Teil 
aller sozialen Beziehungen, sowohl auf der Mikro-Ebene un-
seres Alltagslebens als auch in größeren, strukturellen Ebe-
nen der Gesellschaft. Es geht nicht um die Möglichkeit oder 
gar die Notwendigkeit, Machtbeziehungen zu beseitigen. 
Vielmehr geht es darum, Ungleichheiten oder illegitime For-
men von Macht infrage zu stellen. Eine der größten Errun-
genschaften der Demokratie ist, dass wir das in zivilisierter 
Form ohne die Anwendung von Gewalt tun können.

Folglich besteht politische Partizipation aus mehr als nur 
dem Zugang zu Medien oder kommunikativer Interaktion. 

Diese sind zwar häufig notwendig, aber für wirkliche Politik 
niemals ausreichend. Politik bedeutet immer auch einen ge-
wissen Grad an Streit und Auseinandersetzung in der sozia-
len Welt. Es ist daher hilfreich, die Unterscheidung von Par-
tizipation in den Medien und Partizipation über die Medien 
im Kopf zu behalten. Das Partizipieren in den Medien kann 
einen politischen Effekt mit sich bringen – etwa Auseinan-
dersetzungen über die redaktionelle Kontrolle eines Diskus-
sionsforums. Am häufigsten geht es hierbei jedoch um ein 
leidenschaftliches Engagement in der symbolischen Welt 
der Medien selbst, das keine praktische Auswirkung für die 
jenseits davon liegende soziale Welt hat (mit der möglichen 
Ausnahme einer gewissen ideologischen Stärkung).

Partizipation über die Medien führt uns andererseits in die 
sozialen Sphären jenseits der Medien. Die Partizipation in 
diesen Sphären wird durch die Medien ermöglicht, doch der 
Fokus des Engagements liegt auf jenen Zusammenhängen 
und Themen, mit denen Medien die Menschen in Kontakt 
bringen. Unsere Beziehung zum Sozialen nimmt zunehmend 
den medial vermittelten Weg. Somit wächst die Bedeutung 
sozialer Medien, wie auch die anderer Medienformen. Hier 
stößt man auf eher kontextuelle Fragestellungen: Weil das 
politische Leben zunehmend medial vermittelt wird, ist es 
notwendig, sich bewusst zu sein, auf welche Art und Wei-
se sie die Partizipation beeinflussen. Hinsichtlich der sozialen 
Medien wäre es wichtig, kurz auf etwas einzugehen, was als 
«Web-Logiken» bezeichnet werden könnte.

web-logiken
Die vorherrschenden Strukturen wirtschaftlicher und politi-
scher Macht in der Gesellschaft neigen dazu, sich im Web 
ebenfalls zu entfalten. Sie sind zudem verflochten mit den 
wichtigsten Logiken, die das Internet und die sozialen Me-
dien definieren. Drei große Kategorien von Web-Logiken 
lassen sich bestimmen: zuerst die technischen Logiken, die 
sich aus der grundlegenden Architektur und Infrastruktur 
des Internets ableiten. Sichtbar werden sie in der generellen 
Netzwerkstruktur des Internets, in den Links sowie im spe-
zifischen technologischen Angebotscharakter vorhandener 
Werkzeuge und Plattformen. Zweitens gibt es politisch-wirt-
schaftliche Logiken. Diese Logiken lenken unsere Aufmerk-
samkeit auf die Konzentration und die Privatisierung von 
Besitz. Sie rücken den Prozess der Kommerzialisierung im 
Rahmen des Internets als auch des Netzes selbst in den Fo-
kus. Drittens gibt es soziale Logiken. Diese sind soziokultu-
reller Natur und eingebettet in die Praktiken der NutzerInnen: 
digitale Kompetenzen, Muster der Nutzung und Dynamiken 
sozialer Netzwerkbeziehungen.

Das Wechselspiel zwischen technischen, politisch-wirt-
schaftlichen und sozialen Logiken bietet einen generellen 
Ansatz für die Herausarbeitung kontextueller Merkmale von 
sozialen Medien. Ändern sich Umstände und Verwendung 
sozialer Medien, können sich auch die Logiken weiterentwi-
ckeln. Dennoch können sie zu jedem beliebigen Zeitpunkt 
als signifikante Parameter dienen, welche die Internet-Nut-
zung lenken. Die Web-Logiken wirken zudem in komplexen 
Beziehungen, die sich gegenseitig verstärken oder einander 
widersprechen können, obgleich es eine Tendenz zur Do-
minanz der politisch-ökonomischen Dynamiken gibt. Dabei 
hängt ihre hegemoniale Position, die sich nicht zuletzt durch 
regulatorische Mechanismen und kommerzielle Imperative 
ausdrückt, natürlich mit der hegemonialen Position des Neo-
liberalismus im allgemeineren Sinne zusammen.



4

Wenn wir die technischen Logiken näher betrachten, fällt 
die Rolle von Google und Googles Einfluss auf die Funktions-
weise des Internets auf. Die Bedeutung der technischen Logi-
ken von Google kann kaum überschätzt werden. Mittlerweile 
verfügt dieser Koloss über den größten Informationspool der 
Weltgeschichte: sowohl von privaten als auch von öffentli-
chen Daten. Diese Entwicklung ist in vielerlei Hinsicht völlig 
überraschend. Google bestimmt nicht nur, wie wir Informa-
tionen suchen, sondern auch, welche Information verfügbar 
ist und wie wir diese ordnen, speichern und verwenden. Kurz-
um: Diese von Google vorgegebenen Strukturen sind mittler-
weile ein ganz entscheidendes Merkmal der Netzarchitektur, 
und «googeln» ist gar zum Verb geworden.

Das Unternehmen konzentriert durch sein Wachstum 
mittlerweile eine enorme Macht auf sich, die zu großen Tei-
len nicht bezifferbar ist. Sie versteckt sich hinter dem fröhli-
chen Konzernmotto: «Don‘t be evil» (zu Deutsch etwa: Sei 
nicht böse). Diese Macht gründet auf einem enormen Ver-
trauen, das Google aufzubauen gelungen ist. Doch zuneh-
mend tauchen sehr ernste Fragen zu Copyright und Daten-
schutz auf. Fragen danach, wie Google seine Informationen 
nutzt. Fragen nach Googles eigener Agenda beim Bemü-
hen, globales Wissen zu ordnen, und Fragen nach der Rolle 
von Google in der Demokratie. Die wirklich beeindrucken-
den Leistungen sollen damit keineswegs geschmälert wer-
den. Allerdings hat Google eine Position erlangt und verfolgt 
bestimmte Aktivitäten, die zwar angesichts seiner Position 
völlig logisch sind, die jedoch Fragen aufwerfen hinsichtlich 
der Themen Informationen, Demokratie, Verantwortung und 
Macht im Internet.

Google setzt bei der Sammlung von verbraucherbezoge-
nen Daten auf Überwachung und Eingriffe in den Daten-
schutz von BürgerInnen. Zudem verweigert der Konzern 
Transparenz, etwa beim Algorithmus seines Website-Ran-
kings oder beim Suchprozess von Google Scholar. Mit einem 
komplexen System für das Ordnen von Suchergebnissen 
passt Google seine Anzeigen den Suchparametern an. Es 
werden private, vermarktbare Datenbanken erstellt und zum 
Höchstgebot verkauft. Häufig handelt es sich bei den Käu-
ferInnen um neuartige Unternehmensformen aus der High-
tech-Marketingbranche. Diese entwickeln sowohl individu-
elle als auch Haushaltsprofile und arbeiten dabei zu einem 
großen Teil im Feld der sozialen Medien.

Wir alle hinterlassen täglich persönliche elektronische 
Spuren. Diese werden gesammelt, gespeichert, verkauft. Sie 
werden von einer Vielzahl von AkteurInnen – nicht nur von 
Google – für kommerzielle Zwecke genutzt. Dieser Verkauf 
persönlicher Informationen erfolgt ohne unser formelles 
Einverständnis, häufig jedoch durch diskrete, freundlich er-
scheinende Strategien. Verweigern wir uns dem, so schnei-
den wir uns selbst von den wesentlichen Angeboten des In-
ternets ab. Jegliche Partizipation im Netz, selbst die politisch 
radikalste, füttert das kommerzielle System, das die Infra-
struktur des Internets stellt, mit Daten. Die technischen Logi-
ken verschmelzen auf diese Weise mit politisch-wirtschaftli-
chen Logiken.

Angesichts der auf persönlichen Profilen fußenden Such-
logik können zwei Personen, die bei Google dieselben Such-
begriffe eingegeben haben, zudem Treffer erhalten, die sich 
signifikant voneinander unterscheiden. Dies kann sich ver-
heerend auf das Konzept des öffentlichen Wissens auswir-
ken: Mitglieder abgeschotteter Gruppen können ihre Vor-
urteile bestätigt finden, anstatt durch den Filterprozess 

herausgefordert zu werden. Auf lange Sicht könnte dies die 
demokratische Kultur der Debatte über unterschiedliche 
Standpunkte gefährden.

Nun kann man hierauf freilich entgegnen, dass es sich 
dabei um eine zu vernachlässigende Irritation handele: Wir 
können mit unsinnigen kommerziellen Pop-up-Fenstern und 
sogar dem Sammeln unserer kommerziellen Daten leben, 
wenn dies der Preis ist, den wir für die Nutzung von Inter-
net und sozialen Medien zahlen müssen. Doch bei einer nur 
leichten Änderung der Verhältnisse können solche Daten 
ernste Folgen für unsere politische Freiheit haben. Die jüngs-
ten Enthüllungen über globale US-Spionage, die zum Teil auf 
der Zusammenarbeit mit AnbieterInnen von sozialen Medien 
basiert, haben dies noch einmal verdeutlicht.

Während wir – indem wir persönliche Informationen an-
bieten – indirekt beziehungsweise faktisch mit Google ko-
operieren, sind wir selbst sehr aktiv dabei, das System mit 
persönlichen Daten zu füttern, wenn es um Facebook (jetzt 
mit mehr als einer Milliarde NutzerInnen weltweit) geht. Wir 
sollten alle sorgsamer mit der Art von Informationen sein, die 
wir Anderen über uns zur Verfügung stellen. Dabei sollten 
wir auch bedenken, wem wir Informationen liefern. Die Sei-
ten sozialer Medien wie YouTube, Facebook und Twitter sind 
ebenso zu wichtigen Kanälen der politischen Kommunikati-
on geworden, wie zu Vertriebswegen und Quellen journalis-
tischer Informationen. Sie bilden einen Großteil der öffent-
lichen Sphäre politischer Kommunikation. Genutzt werden 
die sozialen Medien für parlamentarische wie auch für alter-
native Politik, wobei das Politische und das Soziale mit dem 
Persönlichen vermischt werden, ebenso wie Zivilgesell-
schaft mit Konsum und dem Vergnügen.

Diese Internetseiten sozialer Medien sind zudem die 
Hauptlieferanten dessen, was «Big Data» genannt wird. Ge-
meint sind damit die riesigen Mengen an persönlichen Da-
ten über Internet-NutzerInnen, die routinemäßig bei deren 
Aktivitäten und Transaktionen gesammelt werden. Als Folge 
davon sind Websites sozialer Medien auch zum Schauplatz 
massiver Marketingbestrebungen geworden. Das Klicken 
des «Gefällt mir»-Buttons sendet Signale an Netzwerke, in 
denen auf der Grundlage gemeinsamer Geschmäcker star-
kes Vertrauen erzeugt und vorstrukturiert wird. Diese Ver-
trauenswürdigkeit wird anschließend in Werbekapital umge-
wandelt. Die politisch-ökonomische Logik ist knallhart.

Wie bereits bei Google sind auch hier die gesammelten 
Daten für kommerzielle Zwecke bestimmt. Doch es sei noch 
einmal gesagt: Die Veränderung sozialer Kontexte kann neue 
Verwendungen und neue Bedeutungen privater Informatio-
nen bewirken. Bei Facebook ist der Wechsel vom Privaten 
zum Öffentlichen viel einfacher (viele Beispiele davon sind 
bereits Teil urbaner Folklore geworden). Das führt zu Pein-
lichkeiten, Verstrickungen, dem Verlust des Arbeitsplatzes 
und/oder Verleumdung. Auch Datendiebstahl ist einfacher 
und wurde auch bereits häufig realisiert. Die digitalen Spei-
chersysteme dieser Seiten sind schlichtweg nicht zuverläs-
sig. Deshalb bedeutet auch bei Facebook und ähnlichen so-
zialen Medien mit zu machen, sich selbst der Überwachung 
auszusetzen und den eigenen Datenschutz zu gefährden.

Die sozialen Logiken dürften weniger deutlich zu iden-
tifizieren sein, obwohl auch sie wirksam sind. Bei der Rol-
le von Facebook als Ort für politische Diskussionen über-
nimmt der «Gefällt mir»-Button eine wichtige Rolle. Während 
es schlicht menschlich ist, sich von Personen angezogen zu 
fühlen, die einem selbst ähneln und in ähnlicher Art und Wei-
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se denken, ist dies nicht notwendigerweise eine gesunde Ba-
sis für Demokratie oder politische Partizipation. Es wird ge-
klickt, um Menschen und Ideen zu unterstützen, die einem 
ähnlich sind. Dadurch werden Netzwerke von Gleichgesinn-
ten geschaffen und zementiert (es gibt keinen «Gefällt mir 
nicht»-Button).

Eine weitere soziale Logik, die auf dem Vormarsch zu sein 
scheint und die uns bezogen auf Partizipation und demokra-
tische Kultur beunruhigen sollte, ist eine Form der personali-
sierten Sichtbarmachung und der Selbstvermarktung. Wenn 
(vor allem) jüngere Menschen sich der Politik zuwenden, so 
scheint es, als ob die Muster digitaler sozialer Interaktion in 
zunehmendem Maße ins Politische übertragen würden. For-
scherInnen konstatieren, dass BürgerInnen, die in der La-
ge sind, mit digitalen Medien umzugehen und in vielfältiger 
Weise ausgebildet sind, sich im Allgemeinen auch von ei-
nem früher üblichen zivilgesellschaftlichen Habitus abge-
wandt haben. So ist es beispielsweise unter den BürgerInnen 
einiger Demokratien nicht so offenkundig, dass Demonstra-
tionen oder andere Formen des sich Versammelns notwen-
digerweise eine attraktive oder effektive Form politischer 
Praxis sind. Die Tendenz, einfach vor dem Bildschirm zu blei-
ben, kann die politische Langzeitwirkung von Partizipation 
nur unterminieren. Oft wird dies «Slacktivism» (Anm. d. Ü.: 
Wortkombination aus dem Engl. slack, «lustlos», «schlaff» 
und dem Engl. activism, «Aktivismus») genannt – ein kom-
fortabler, medienzentrierter Modus politischer Aktivität, bei 
dem das «Sich gut fühlen» Vorrang vor dem politischen En-
gagement hat.

Es ist gut möglich, dass das Online-Setting, mit seinem 
mächtigen Angebotscharakter, von einem Engagement jen-
seits seiner selbst abschreckt: Soziale, technische und po-
litisch-wirtschaftliche Logiken stehen daher miteinander in 
Wechselwirkung, um das Favorisieren von Partizipation in 
den Medien zu erreichen und die Bedeutung der Partizipati-
on über die Medien zu beschränken. Obwohl es verständlich 
ist, dass sich Menschen in eine scheinbar leichter zu kontrol-
lierende Umgebung zurückziehen, so wird damit doch ein 
historisch neuer – und beunruhigender – Modus von demo-
kratischer Partizipation eingeführt.

Die rückerlAngUng Des reAlismUs
Die sich verschiebenden, einander überlappenden und zeit-
weise widersprüchlichen Kontexte bei der Nutzung sozialer 
Medien werden von den Web-Logiken selbst noch verstärkt. 
Dadurch wird die Frage nach der Bedeutung sozialer Medien 
im Hinblick auf Partizipation in der Demokratie zu einer sehr 
komplizierten Angelegenheit. Wir können darauf keine ein-
fache, eindeutige Antwort geben. Vielmehr müssen wir kon-
krete gesellschaftliche Kontexte innerhalb ihrer politischen 
Situation, ihrer kulturellen Strömungen und nicht zuletzt ih-
rer medialen Merkmale betrachten. Nur so können wir zu-
mindest erahnen, was im konkreten Fall vor sich geht.

Von diesem Punkt aus können wir dann, wenn auch vor-
sichtig, mit einigen Verallgemeinerungen beginnen. En-
thusiastInnen und SkeptikerInnen haben ihre Horizonte ab-
gesteckt. Dies kann man nutzen, dennoch können wir die 
realistischen Perspektiven auf den Beitrag sozialer Medien 
zur Demokratie nur mithilfe einer behutsamen Kontextuali-
sierung zu einem Gesamtbild zusammenzufügen. Die De-
mokratie wird nicht durch Medientechnologien gerettet wer-
den. Soziale Medien können diesbezüglich einen wichtigen 
Beitrag leisten, sie können jedoch auch dazu genutzt wer-

den, die Probleme der Demokratie zu verschärfen. Letzten 
Endes können nur die BürgerInnen die Demokratie wieder-
beleben und weiter ausbauen. Das ist unsere einzige realis-
tische Option. 
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